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Am Dienstag, den 25. Mai 2021, herrschte bei der Pressekonferenz im Berliner Roten Rathaus eitel
Freude. „Gemeinsam nach vorne blicken“ wollten der Regierende Bürgermeister Michael Müller
(SPD), sein Parteifreund und Finanzsenator, Matthias Kollatz, und die beiden Konzernchefs, Rolf
Buch (Vonovia) und Michael Zahn (DW). Einhellig wünschten sich alle Beteiligten ein „Ende der
Konfrontation“.

Neuer Anlauf

Zuvor waren Fusionsversuche der beiden Immobilienkonzerne gescheitert. Diesmal anders als bei
vorherigen Angeboten waren sowohl Vorstand als auch Aufsichtsrat der DW in die Pläne einbezogen
und begrüßten die Übernahme. Eine Grundsatzvereinbarung ist bereits unterzeichnet. Die
Kartellbehörden müssen der Fusion vor Ablauf der Annahmefrist des Übernahmeangebots noch
zustimmen. Außerdem gibt es den Vorbehalt einer Mindestannahmequote von 50 % aller
ausstehenden DW-Aktien. Zuvor waren Vonovias Übernahmeangebote an der mangelnden
Bereitschaft der AktionärInnen gescheitert, ihre Aktien anzubieten.

Vonovia, schon jetzt Nummer eins in Europa, will die Nummer zwei auf dem deutschen
Wohnungsmarkt schlucken. Dieser Immobilienelefant käme auf einen Börsenwert von 48 Milliarden
Euro und verfügte dann über einen Wohnungsbestand von 570.000 Einheiten. Das Angebot von 18
Mrd. Euro spiegele den „inneren Wert“ von DW wider.

Bundesweit käme der gewachsene Superkonzern auf einen Marktanteil von 2,4 %, seine dann rund
150.000 Wohnungen in der Hauptstadt entsprächen 10 %. Die Genehmigung durchs
Bundeskartellamt gilt als Formsache.

Versprechen

Die Mieten im Bestand sollen bis 2024 nur um 1 % steigen, anschließend bis 2026 nur um die
Inflationsrate. Da versprechen die Konzernchefs mehr, als nach dem Fall des Mietendeckels die
landeseigenen Wohnungsgesellschaften halten, deren Bestandsmieten ab Oktober diesen Jahres um
bis zu 2 % jährlich angehoben werden dürfen. Allerdings muss dieses Vorhaben nach Einspruch der
Grünen und der Linkspartei am 1. Juni wieder im Senat vorgelegt werden.

Zudem plant die Stadt die weitere Übernahme von 20.000 Wohnungen von Vonovia und DW v. a. in
sozialen Brennpunkten am Stadtrand (Falkenhagener Feld im Nordwesten, Thermometersiedlung im
Süden), aber auch eine vierstellige Zahl in Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg. Bei Letzteren dürfte
es sich v. a. um Bestände am Kottbusser Tor handeln, wo die Initiative Kotti & Co aktiv ist, die mit
Fug und Recht als Keimzelle des MieterInnenprotests der vergangenen Jahre in Berlin bezeichnet
werden kann. Die Rekommunalisierung war ein Wahlkampfversprechen von Linke, SPD und Grünen
aus dem Jahr 2016. Damit würden die städtischen Bestände durch Ankauf in 2021 genauso stark
zunehmen wie seit Beginn der Legislaturperiode bis Ende 2020. Doch macht dieser den Verlust
durch Privatisierungen ab den 1990er Jahren längst nicht wett. Einen Großteil der Verkäufe haben
SPD und DIE LINKE/PDS zu verantworten.
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Kollatz machte darauf aufmerksam, dass Basis der Käufe der Mietenertragswert sein müsse, nicht
der spekulative Verkehrswert. Dann könnten die sechs landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften
den Erwerb über Kredite finanzieren, die durch Mieteinnahmen getilgt werden könnten. Somit
müssten keine Haushaltsgelder fließen. Nimmt man als Preisbasis die 920 Millionen Euro, die 2019
die landeseigene Gewobag für den Erwerb von 6.000 Wohnungen des Immobilienkonzerns Ado
aufgewendet hat, käme der geplante Deal auf ca. 3 Mrd. Euro.

Bis Ende 2023 sollen auch betriebsbedingte Kündigungen der Beschäftigten infolge der Übernahme
ausgeschlossen werden.

Einwände

Bettina Jarasch, Spitzenkandidatin der Grünen für die Landtagswahlen 2021, will sich mit Vonovia
zusammensetzen, um über Mieterhöhungsstopp, bezahlbaren Neubau und stärker
gemeinwohlorientierten Wohnungsmarkt zu reden. Kultursenator und Vizesenatschef Klaus Lederer
(Linke) begrüßt die Zugeständnisse der Konzerne, doch diese änderten nichts Grundsätzliches am
Geschäftsmodell der börsennotierten Immobilienunternehmen.

Rouzbeh Taheri, einer der SprecherInnen der Kampagne Deutsche Wohnen & Co enteignen (DWE),
führt die Zugeständnisse auf den Druck des Volksbegehrens zurück. Durch einen Namenswechsel
würden sich die BerlinerInnen aber nicht täuschen lassen und das Abkommen als Mogelpackung
entlarven. Initiativensprecher Michael Prütz kritisierte, Müller habe sich mit der gemeinsamen
Pressekonferenz als „Genosse der Bosse“ präsentiert. Die DWE-Aktivistin Jenny Stupka verwies auf
die Vermietungspraktiken Vonovias, insbesondere die überhöhten Nebenkostenabrechnungen durch
Tochterfirmen ohne prüffähige Rechnungen.

Lukas Siebenkotten, Präsident des Deutschen Mieterbundes (DMB) nannte die
Konzernankündigungen zu Mietpreisbegrenzungen eine „verbale Flucht nach vorn“ angesichts
wachsender MieterInnenproteste und klagte eine bundesweite, wirksame, lückenlose
Mietpreisbremse ein. Das Geschäftsmodell ändere sich schließlich nicht. Nach umfassenden
Modernisierungen unterlägen Neuvertragsmieten keiner Preisregulierung. Die Zusagen, über
gesetzliche Vorgaben hinaus Modernisierungskosten auf max. 2 Euro/m2 zu begrenzen, seien
Augenwischerei. Bei Ausgangsmieten bis zu 7 Euro/m2, die viele Vonovia-Bestandswohnungen nicht
überschritten, stünde diese Deckelung im Gesetz. Somit könne von einer freiwilligen sozialen
Wohltat keine Rede sein.

Der Geschäftsführer des Berliner Mietervereins, Reiner Wild, merkt an, dass durch die
Refinanzierung des Kaufpreises von 18 Mrd. Euro der Druck auf die Mieten zunähme. Hierin erweist
er sich als besserer ökonomischer Realist als die beschwichtigenden Aussagen dazu seitens des
Finanzsenators. Der versprochene Zukunfts- und Sozialpakt sei weitgehend „heiße Luft“. Laut
Vonovia-Geschäftsbericht lägen die jährlich generierten Mietsteigerungen bei unter 1 %. Durch den
großen Anteil am Berliner Wohnungsmarkt würde zudem eine für die Stadtentwicklung
problematische Marktmacht herauskristallisiert, zumindest in einzelnen Stadtteilen.

Immobilienbranche sattelt auf, SPD hält die Steigbügel

„Bauen, kaufen, deckeln“, so lautet der SPD-Dreiklang. Diesen Akkord stimmen jetzt auch die Chefs
der Branchenriesen an und gerieren sich selbstgefällig. Ein gutes Signal an die BerlinerInnen und
an „die Politik“ für eine andere Art der Zusammenarbeit sei das.

Doch dieser Musikantenstadel wird von in die Enge gedrängten AkteurInnen inszeniert. Offenbar
hat das DWE-Volksbegehren Wirkung gezeigt, so dass DW unter den Rock des Vonovia-Kolosses



flüchten und ein politisch günstiges Geschäft abwickeln will. Gleichwohl ist es übertrieben, damit zu
prahlen, man habe „einen Dax-Konzern in die Knie gezwungen“ (Taheri). Schließlich stellt die
Übernahme von DW durch Vonovia vor allem eine weitere Stärkung des größten Players auf dem
Immobilienmarkt dar und eine dementsprechende weitere Konzentration des Kapitals in einer Hand.

Die Schönrednerin des Deals, die gute, alte Tante SPD, dümpelt derweil tief im Umfragekeller. Ihr
Ansehen und ihre Glaubwürdigkeit bei den MieterInnen haben gelitten. Statt den vom
Bundesverfassungsgericht abgeschafften Mietendeckel zu verteidigen, kam sie im Einklang mit
ihren Koalitionspartnerinnen bisher nicht darüber hinaus, einen Ausgleichsfonds für
Mietnachzahlungen infolge des Urteils zu versprechen und auf eine wirksamere
Bundesmietpreisbremse zu vertrösten. Als weiterer Trumpf reichen ihr vage soziale Versprechen der
Vonovia- und DW-Chefs von Mietpreisstopp, Verkauf von 20.000 Wohneinheiten und, jetzt auch
ernsthaft in den Neubau einzusteigen. Dieser als „Sozialpakt“ verkaufte Schmusekurs, das Einläuten
eines Endes der bisherigen Konfrontation sollten die MieterInnen nicht täuschen. De facto verbrämt
die SPD ihre Zustimmung zur Bildung eines riesigen Betongoldkolosses und damit die
Herausbildung eines Megamonopols mit immensem Druck auf den Mietwohnungssektor als Wohltat
für die Massen. Das tapfere Sozialschneiderlein ist bei diesem Geschäft aber nur der nützliche Idiot,
ein Steigbügelhalter für noch größere Konzernmacht. Sozialwohnungen mit
Instandhaltungsrückstand werden an das Land verkauft. Mietzusagen gelten nicht für
Neuvermietungen. Dafür soll der Kampf für mehr Gemeinwohlorientierung aufhören? Das ist nicht
sozial, sondern Verrat!

Kein Vertrauen in die Allianz Vonovia/DW und SPD! Unterschreibt fürs Volksbegehren!
Für entschädigungslose Enteignung der Großkonzerne mit über 3.000 Wohnungen
beim Volksentscheid! Bildet Mietkontrollkomitees für Mietpreisstopp und Boykott der
Mieterhöhungen/-nachzahlungen! Für einen bundesweiten Mietendeckel nach Berliner
Vorbild, das es zu verteidigen gilt!


